Geſetz⸗Sammlung 
| Se für die 0 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 
| „ Nr. IS 


(Nr. 6071.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Maͤrz 1865. „betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte in Bezug auf den Bau und die Unterhaltung mehrerer 
Chauſſeen im Kreiſe Raſtenburg, Regierungsbezirk Koͤnigsberg. 


% 1 
Nachdem Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau der Chauſſeen 


im Kreiſe Raſtenburg, Regierungsbezirk Königsberg: 1) von Barten nach dem 


projektirten Bahnhofe der Oſtpreußiſchen Suͤdbahn bei Korſchen und weiter bis 
zur Raſtenburg⸗Bartenſteiner Staatsſtraße zwiſchen Schönfließ und Langheim, 
D von Raſtenburg über Heilige Linde zum Anſchluß an die Roͤſſel⸗Sensburger 
Staats⸗Chauſſee, 3) von Drengfurt nach Alt⸗Roſenthal zum Anſchluß an die 
projektirte Staats⸗Chauſſee zwiſchen Barten und Raſtenburg, 4) von Raſten⸗ 


burg bis zur Angerburger Kreisgrenze in der Richtung auf Roſengarten zur 
Verbindung mit Angerburg, 5) von Raſtenburg bis zur Sensburger Kreisgrenze 


in der Richtung auf Rudwangen zur Verbindung mit Sensburg genehmigt habe, 
verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Raſtenburg das Expropriationsrecht für. die 
zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Ent⸗ 


nahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 7 
fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. 


Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſee⸗ 
mäßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erbebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 


C hauſſeegeld⸗ Tarifs, einſchließlich der in demselben enthaltenen Beſtinmungen 
uber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 


3 Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 


angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife en 


vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 

Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur. öffentlichen 

Kenntniß zu bringen. a 85 

5 Berlin, den 6. März 1865. 


Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
8 Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


| is Jahrgang 1865. (Ir. 6071—6072,) 38 (Nr. 6072.) 
Ausgegeben zu Berlin den 13, Mai 1865. 5 


| 10 en Ink aber lautender n „Obligatione 
des Raſtenburger Ki ſes im ge von 263,200 Thalern. Vom 
VVV EN BR, 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 
Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Raſtenburger Kreiſes auf dem Kreis⸗ 
tage vom 7. Juli 1864. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 

projektirten Chauſſeebauten ee ue zum Ankauf des vom Kreiſe der 

Oſtpreußiſchen Suͤdbahn⸗Geſellſchaft unentgeltlich zu gewaͤhrenden Terrains ı, 
erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf 
den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen 
zu dem angenommenen Betrage von 263,200 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da 
ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu 
erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 263,200 Thalern, in Buch⸗ 
ſtaben: zweihundert drei und ſechszig Tauſend zweihundert Thalern, welche in 175 


folgenden Apoints: a 
ns 21,000 Thaler à 500 Thaler, 
40,00 200 
150,000 = 100 
RU... 50 
u = 263,200. Thaler, 1 
e dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer mit 


, fünf Prozent jahrlich zu 1 e eee , 


menden Folgeordnung jährlich vom Jahre 1866. ab mit wenigſtens jaͤhrlich 

3. Prozent des geſammten Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldraten, zu amortiſiren ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere 

3 landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein 
jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die 
e a des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen be⸗ 
Be Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 3 5 

fr Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem f 
Koͤniglichen Inſiegel. 1 
Gegeben Berlin, den 6. März 1865, \ 


i (JL. S.) Wilhelm. 
ü 85 Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg.“ 


Id 


0 provinz aßen, Regierungsbezirk Königsberg. 
Obligation 
des Raſten burger Kreiſes 


Littr. ..... en 
über , Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund dei mee mme beſtaͤtigten Kreistags⸗Beſchluͤſſe vom 


J. Juli 1864. wegen Aufnahme einer Schuld von 263,200 Thalern bekennt 
ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion für die Chauffeebauten und für die Beſchaffung 
des Grund und Bodens für die Oſtpreußiſche Suͤdbahn im Raſtenburger Kreiſe 
Namens des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤu⸗ 
bigers unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld voen Tha⸗ 
lein Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fuͤnf 
Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. N 
Die Rückzahlung der ganzen Schuld von zweihundert drei und ſechszig Tau⸗ 
ſend zweihundert Thalern geſchieht vom Jahre 1866. ab allmaͤlig innerhalb eines 
Zeitraums von acht und dreißig Jahren aus einem zu dieſem Behufe gebildeten 
Tilgungsfonds von wenigſtens 10. Prozent des geſammten Kapitals jährlich, 
unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schuldraten. 
Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Roos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1866. ab in dem 


den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 

5 Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 

unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, 
an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. 8 

en Diefe Bekanntmachung erfolgt vier, drei, zwei und Einen Monat vor 

! dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Koͤnigs⸗ 


u 5 ſowie in dem Raſtenburger Kreisblatte und in dem Königlichen Staats⸗ 

Anzeiger. 

a Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten ift, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 

gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

5 Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 

bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Raſtenburg, und zwar auch in der nach dem 

Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Cr. 6072) 38 * Mit 


Monate Februar jeden Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 


gnahme des Kapitals präfentirten Schuldverſchr 
bung ſind auch die dazu geh: nskupons der fpateren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr Zinskupons wird der Betrag vom Kap 
tale abgezogen. 5 ae N 


verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗-Ordnung 
Theil I. Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Koͤniglichen Kreisgerichte zu Roͤſſel. 
Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der ange: 
meldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung aus 


gezahlt werden. 


7 Mit dieſer Schuldverſchreibung find ſechs zehn halbjährige Zinskupons bis zum ; 
Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden Zins⸗ 


1 kupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kommunal N 
kaſſe zu Raſtenburg gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 725 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermögen. i „„ 
1 Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter 

ſchrift ertheilt. RER : BIN 


Raſtenburg, den 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten und für 
die Beſchaffung des Grund und Bodens für die Oſtpreußiſche 
| Südbahn im Raſtenburger Kreiſe. 5 


Provinz a Seger Benigebeng. He 55 15 
Zins ⸗Ku pon N Dr 
zu der 5 . AR 
Kreis Obligation des Raſtenburger Rreifee 
Littr.o. 2. a 
Uher neue Thaler zn Prozent Zinſen 
über:: Dh aer du Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in der En 1 
Leit boom VVV wem. 00m... ee aa 
N RB und ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Ress Obligation fr 8 
das Halbjahr hm Dia. 2 mit (in Buchflaben) ....... re 
Thalern Silbergroſchen bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe zu Raſtenburg. „ 
. Raſtenburg, den a 18. N 
Die ſtändiſche Kreisfommiffton für die Chauſſeebauten und für 
die Beſchaffung des Grund und Bodens für die Oſtpreußiſche 
Südbahn im Raſtenburger Kreiſe. 

Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen „ 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 85 Be: 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit ab ge⸗ N e 
rechnet, erhoben wird. 


provinz Preußen, Xegierungsbezirk Königsberg. n . 
Talon 


zur a 
Kreis⸗Obligation des Raſtenburger Kreiſes. . 
Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 


Obligation des Raſtenburger Kreiſes 15 5 
Wein rd. Wi , üben wi Dha ler vie Prozent Zinſen = 
DI te Serie Zins kupons für die fünf Jahre 18 .. bis 18.. bei der Kreis; 


0 Kommunalkaſſe zu Raſtenburg, ſofern dagegen Seitens des als ſorchen 1 
Inhabers der Obligation kein Widerſpruch erhoben iſt. 


x Naſtenburg, den 18. f 
Die ſtändiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten und für; 
5 Beſchaffung des Grund und Bodens für die Sübrenet . 
Südbahn im Raſtenburger Kreiſe. | 


x 5 (Ar. 6072-6073 ö (Nr. 6073.) 


(CI. 6073) Statut für den Dariemvalde-lt-Lausker Deichverband. Vom 40. April 1865. 


ur, Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
Nachdem es fuͤr erforderlich erachtet worden, die Grundbeſitzer der link⸗ 
ſeitigen Warthe⸗ Niederung unterhalb Birnbaum von der alten Schule zu 
Marienwalde bis Alt-Lauske Behufs der gemeinſamen Anlegung und Unter⸗ 
haltung eines Deiches gegen die Ueberſchwemmungen der Warthe zu einem 
Deichverbande zu vereinigen, und nachdem die geſetzlich vorgeſchriebene Anhoͤrung 
der Betheiligten erfolgt ift, genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes 
uͤber das Deichweſen vom W. Januar 1848. $$. 11. und 15. (Geſetz⸗Samml. 
vom Jahre 1848. S. 54.) die Bildung eines Deichverbandes unter der Be⸗ 
nennung: 


„Marienwalde-Alt⸗Lausker Deich verband“, 
und ertheilen demſelben nachſtehendes Statut. 


BEE BER ; 
00 Sr der Niederung des linken Warthe⸗Ufers unterhalb Birnbaum, welche 
ſſich von der waſſerfreien Höhe unterhalb der alten Schule bei Marienwalde 
bis Alt⸗Lauske erſtreckt, werden die Eigenthuͤmer aller eingedeichten und noch 
Linzudeichenden Grundſtuͤcke, welche ohne Verwallung bei dem bekannten hoͤchſten 
Waſſerſtande der Ueberſchwemmung durch die Warthe unterliegen würden, zu 
einem Deich verbande vereinigt. nee , rt 
Dieſer Verband hat ſeinen Gerichtsſtand bei dem Kreisgerichte zu 
Birnbaum. 


§. 2. 


Dem Deichverbande liegt die Herſtellung und Unterhaltung eines waſſer⸗ 
freien tuͤchtigen Deiches gegen die Ueberſchwemmungen der Warthe in denjenigen 
grleich der Lage des Deiches durch die Staats⸗Verwaltungsbehoͤrden ſpeziell 
feſtzuſtellenden Abmeſſungen ob, welche erforderlich find, um die Grundſtuͤcke dern 
5 1 5 gegen Ueberſchwemmung durch den hoͤchſten Waſſerſtand der Warthe 
u ſichern. f 5 
: Wenn zur Erhaltung des Hauptdeiches Deckwerke am Ufer des Stromes 
oder im Vorlande noͤthig werden, fo hat der Deichverband dieſelben auszuführen, 
vorbehaltlich ſeiner Anſpruͤche an andere Verpflichtete, deren bisherige Berbinde 
lichkeit dadurch nicht aufgehoben wird. 4 
Diͤe alten Damme der Niederung — ſoweit fie nicht zu dem neuen Deich- 
ſyſteme gehören und nicht nach dem Urtheile der Regierung als Quelldeiche nuͤtzlich 
und nothwendig ſind, in welchem Falle deren Unterhaltung den dabei Betheilig⸗ 
ten nach dem Kataſterverhaͤltniſſe obliegt — konnen nach vollftändiger Herſtellung 


der neuen Deiche und mit Genehmigung der Regierung auch ſchon früher un 5a 
den; 


5 < 8 CH 
u ̃ TTT 


r 


den bisherigen Cigenthimern weggeſchafft werden. Falls die gänzliche 
theilweiſe Wegraͤumung aus landespolizeilichen Gruͤnden angeordnet werden 
ſollte, muß dieſelbe binnen der vom Deichamte und, im Falle der Beſchwerde, 


id 


NIS. ee, 


X 


von der Regierung zu beſtimmenden Friſt vom Deichverbande bewirkt werden. 

Die Beſitzer der an die kaſſirten Deichſtrecken grenzenden Grundſtuͤcke 
koͤnnen die Vertheilung der Erde zu beiden Seiten auf zuſammen zehn Ruthen 
Breite verlangen, und muͤſſen ſie geſtatten, wenn die Erde nicht vom jetzigen 
Deichverbande zur Verwendung im allgemeinen Intereſſe beanſprucht wird, in 


welchem Falle ſie dieſem uͤberlaſſen werden muß. 


H. 4. 


Der Verband iſt gehalten, da, wo die beſtehenden Vorfluthverhaͤltniſſe 


durch die Deichanlage geſtoͤrt werden, diejenigen neuen Hauptgraͤben anzulegen, 
welche noch erforderlich ſind, um das den Grundſtuͤcken der Niederung ſchaͤd⸗ 
liche Binnenwaſſer aufzunehmen und abzuleiten. Das Projekt iſt nach An⸗ 
hoͤrung der Betheiligten durch die Verwaltungsbehoͤrden feſtzuſtellen. 

Die Unterhaltung der ſchon beſtehenden Entwaͤſſerungsgraͤben in der Nie⸗ 


derung, ſowie die Räumung des Buſchmuͤhlenfließes iſt auch fernerhin von den⸗ 
jenigen zu bewirken, welchen ſie bisher oblag. 


Die regelmaͤßige Raͤumung der Hauptgraͤben und des Buſchmuͤhlenfließes 


{ wird aber unter die Kontrole und Schau der Deichverwaltung geſtellt. 
Das Waſſer der Hauptgraͤben darf ohne widerrufliche Genehmigung des 
Deichhauptmanns von Privatperſonen weder aufgeſtaut, noch abgeleitet werden. 


Dagegen hat jeder Grundbeſitzer der Niederung das Recht, die Aufnahme 


des Waſſers, deſſen er ſich entledigen will, in die Hauptgraͤben zu verlangen. 
Die Zuleitung muß aber an den vom Deichhauptmann vorzuſchreibenden Punkten 


geſchehen. 


H. 8. 


Wird die Niederung zur Sicherung gegen den Ruͤckſtau aus der Warthe 
bei Lauske durch Anſchluß des Deiches an die dortige waſſerfreie Hoͤhe der⸗ 


einſt vollftändig abgeſchloſſen, dann hat der Verband die erforderlichen Aus⸗ 


laßſchleuſen (Deichſiele) für die Hauptgraͤben anzulegen und zu unterhalten. 
Die Stelle, an welcher dann bei einem Bruche in den oberen Strecken des 
Hauptdeichs der untere Deich zur Abfuͤhrung des eingedrungenen Waſſers 
durchſtochen werden muß, iſt von dem Deichverbande unter Genehmigung der 


Regierung im Voraus zu beftimmen, 


H. 6. 
Die Arbeiten des Deichverbandes werden nicht durch Naturalleiſtungen 


der Deichgenoffen, ſondern durch die Deichbeamten fir Geld aus der Deich- 
klaſſe ausgeführt. 1% 
r. 6073.) Die 


oder 


55 Die Anlage und Unterhaltung der Zuleitungsgraͤben bleibt Sache der 
nach den allgemeinen Vorfluthsgeſetzen hierbei Betheiligten. N 


Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten — einſchließlich der Bauter 
welche bereits ſeit dem Auguſt 1864. für Rechnung des Verbandes ausgeführt 
ſind — zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Verzinſung und Tilgung 

der zum Beſten des erbandes kontrahirten Schulden haben die Deichgenoſſen 
9 8 dem von der Regierung zu Poſen auszufertigenden Deichkataſter auf⸗ 
zubringen. URL H 

3 ® Bis zur erfolgten Feſtſtellung des letzteren werden die Beitraͤge nach der 

diurch den Feldmeſſer Knick gefertigten Zuſammenſtellung der betheiligten Flaͤchen, 

a und nach Beendigung der angeordneten neuen Vermeſſungsregiſter in einem 

gleichen Betrage pro Morgen, vorbehaltlich ſpaͤterer Ausgleichung, ausgeſchrieben 

und eingezogen. = 


H. 7. 


In dem Deichkataſter werden alle von der Verwallung gegen die Ueber⸗ | 


ſchwemmungen der Warthe geſchuͤtzten ertragsfaͤhigen Grundſtuͤcke nach folgen⸗ 
den Hauptrubriken veranlagt: 3 . 
9) Hofe und Bauſtellen, Gärten, Acker, beſtehend aus Weizen und Gerſten⸗ 
boden (conf. die Klaſſifikation der techniſchen Inſtruktion der General⸗ 
kommiſſion zu Poſenj) i i 5 
9) Haferland und gutes Roggenland (conf. Haferboden der erſten und 
zweiten Klaſſe der qu. Inſtruktion)j) f ; 
3) Acker, beſtehend aus geringerem Roggenlande bis zum dreijährigen 
Roggenland herunter Cconf. Haferboden dritter Klaſſe und dreijaͤhriges 
Roggenland der qu. Inſtruktion); N 
J) der noch geringere Ackerboden (ſechsjahriges Roggenland der qu. In- 
ſtruktion); BR 7 
5) Wieſe und Graͤſereiland in nicht tiefer Lage und mit guten Graͤſern; 
6) tiefere Wieſen mit ſchilfartigen Graͤſern; 


7) Forſt⸗ und Weide⸗Grundſtuͤcke, welche ihrer Bodenbeſchaffenheit nach 
mit Vortheil in Acker umgewandelt werden koͤnnten; ü 
80 905 übrigen Forſt⸗ und Weide⸗Grundſtuͤcke, ſowie Rohr- und Fiſch⸗ 
tei e. n 3 ar 
FEN Von den Grundſtuͤcken der erſten Rubrik ift ein ganzer Beitrag, von 
denen der zweiten ſieben Zehntel, der dritten, fünften und fiebenten fünf Zehntel, 
derr ſechsten drei Zehntel, der vierten und achten zwei Zehntel, von Unland, 
DE Kommunikationswegen und Kirchhoͤfen aber gar kein Beitrag zu entrichten. 


H. 8. 


Dias Deichkataſter iſt vom Deichregulirungs⸗Kommiſſar aufzuſtellen. 
Behufs der Feſtſtellung iſt daſſelbe von dem Kommiſſarius dem Deich⸗ 
amte vollftändig und den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden extraktweiſe mitzuthel 


15 und zugleich im Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, inner⸗ 
halb welcher das Kataſter von den Betheiligten bei den Gemeindevorſtaͤnden 
und dem Kommiſſarius eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem Kommiſſa⸗ 


rind angebracht werden kann. 


Die eingehenden Beſchwerden, welche auch gegen die obigen Grundſaͤtze 
der Kataſtrirung gerichtet und auch vom Deichamte erhoben werden konnen, 
ſind vom Kommiſſarius unter Zuziehung der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deich⸗ 
amts⸗Deputirten und der erforderlichen Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachverftändigen find hinſichtlich der Grenzen des Inundations⸗ 
gebietes und der ſonſtigen Vermeſſungen ein vereideter Feldmeſſer oder nöthigen- 


falls ein Vermeſſungs⸗Reviſor, hinſichtlich der Bonität und des Beitragsfußes i 


zwei oͤkonomiſche Sachverſtaͤndige, denen bei Streitigkeiten wegen ber Ueber⸗ 
ſchwemmungs⸗Verhaͤltniſſe ein Waſſerbau⸗Sachoerſtaͤndiger beigeordnet werden 
kann. Die Sachverftändigen werden von der Regierung ernannt. Mit dem 
Reſultate der Unterſuchung werden die Betheiligten, namlich die Beſchwerde⸗ 
fuͤhrer einerſeits und der Deichamts-Deputirte andererſeits, bekannt gemacht. 
Sind beide Theile mit dem Reſultate einverſtanden, ſo hat es dabei ſein Be⸗ 
wenden und wird das Kataſter demgemaͤß berichtigt. Andernfalls werden die 
Akten der Regierung eingereicht zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerden. Wird 
die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den Beſchwerdefuͤhrer. 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
iſt Rekurs dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zulaͤſſig. f 
Nach erfolgter Feſtſtellung des Kataſters iſt daſſelbe von der Regierung 
auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 


$ 9. 


„Der gewoͤhnliche Deichkaſſenbeitrag wird vorlaͤufig auf jaͤhrlich fuͤnf 

Silbergroſchen für den Normalmorgen und die Mühe des anzuſammelnden 
Reſervefonds auf Eintauſend Thaler feſtgeſetzt. 

Nach Aufſtellung des Deichkataſters kann der Beitrag von dem Miniſter 

für. die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten auf den nach Anhörung des 

Deichamtes zu erſtattenden Bericht der Regierung anderweit beſtimmt werden. 


H. 10. b 


Den Beſitzern derjenigen Grundſtuͤcke, welche durch Ruͤckſtau in den 
Hauptgraͤben, aufgeſtautes Binnenwaſſer oder Druckwaſſer unter Waſſer geſetzt 
werden, ſind fuͤr das betreffende Jahr die gewoͤhnlichen Deichkaſſenbeitraͤge 
der beſchaͤdigten Flaͤche zu erlaſſen, wenn dieſelbe in Folge der Ueberſchwem⸗ 
mung nach dem Ermeſſen des Deichamtes weniger als den halben Ertrag einer 
gewoͤhnlichen Jahresnutzung geliefert hat. 


H. 11. 


Die Grundbeſitzer, welche wegen zu großer Entfernung oder wegen Sper⸗ 
Sabrgang 1865. (Nr. 6073.) 1 39 a rung 


rung der Kommunikation durch Waf nicht zu den Naturalhuͤlfsleiſtungen 
haben aufgeboten werden koͤnnen, follen in den Jahren, in welchen ein ſolches 
Aufgebot ftattgefunden hat, einen beſonderen verhaͤltnißmaͤßigen Geldbeitrag 
zur Deichkaſſe zahlen. Der Geldbeitrag wird von dem Deichamte und auf 
Beſchwerden von der Regierung endguͤltig feſtgeſtellt. BR 


§. 12. 


Die ſchon beſtehenden Deichſtrecken, deren Unterhaltung der Deichverband 
uͤbernimmt, gehen gleich den neuen Anlagen in deſſen Eigenthum und Nutzung 
tiber, Doch ſoll die Nutzung der Graͤſerei auf den Deichen den bisherigen 
Eigenthuͤmern des Grundes und Bodens uͤberlaſſen werden, wenn ſie dafür 
die Fläche zur neuen Deichſohle unentgeltlich hergeben und ſich zur unentgelt⸗ 
lichen Hergabe der Erde zu den gewoͤhnlichen Reparaturen verpflichten. 

a Der Nutzungsberechtigte muß ſich allen Beſchraͤnkungen unterwerfen, 
welche von den Behörden zum Schutze des Deiches für noͤthig erachtet werden. 
. Wo die Grundbeſitzer dieſe Leiſtungen für die Graͤſereinutzung nicht uͤber⸗ 
nehmen wollen, da fallt dieſelbe dem Deichverbande zu. 


§. 13. 1 

Die Zahl der Repraͤſentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wird auf 1 

vier feſtgeſetzt. 191 
Hiervon waͤhlen: 1 

a) die betheiligten Grundbeſitzer zu Marienwalde zwei Repraͤſentanten und 

zwei Stellvertreter; 1 


p) die betheiligten Grundbeſitzer zu Alt⸗Lauske, der Beſitzer des deich⸗ ! 
pflichtigen, jetzt dem Wirth Auguſt Tietz, zur Gemeinde Schweinert 
gehörigen Grundſtücks und der Beſitzer des Buſchmuͤhlen⸗Etabliſſements 
zuſammen einen Repraͤſentanten und einen Stellvertreter; : 1 


c) die betheiligten Grundbeſitzer zu Hermsdorf und Liebuch einen Re⸗ 
praͤſentanten und einen Stellvertreter. 


Die Wahl der Repraͤſentanten und Stellvertreter geſchieht auf ſechs 

Jahre und nach abſoluter Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit giebt der⸗ 
jenige der Hauptbetheiligten den Ausſchlag, welcher die größten Flaͤchen im 
Wahlbezirke beſitzt, nach Aufſtellung des Kataſters derjenige, welcher den 
groͤßten ordentlichen Deichkaſſenbeitrag entrichtet. 1 
Waͤhlbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, welcher den Vollbeſitz der 
buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Erkenntniß verloren hat und nicht 
zu den Unterbeamten des Verbandes gehoͤrt. Mit dem Aufhoͤren der Waͤhl⸗ 
barkeit verliert die Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Bruͤder, 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Deichamtes fein. Sind dergleichen Ver⸗ 
wandte zugleich gewaͤhlt, ſo wird der ältere allein zugelaſſen. Alle drei Jahre 
ſcheidet die Hälfte der Repraͤſentanten und Stellvertreter aus und wird durch 

a 791 rr | 305515 neue 


* 


neue Wahlen erſetzt; die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das 
Loos beſtimmt. . 1 5 85 
Die Ausſcheidenden koͤnnen wieder gewaͤhlt werden. 


H. 14. | 


Stimmfaͤhig bei der Wahl ift jeder großjährige Beſitzer eines deich⸗ 
pflichtigen Grundſtuͤcks, welcher mit ſeinen Deichkaſſenbeitraͤgen nicht im Ruͤck⸗ 
ſtande iſt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges 
Urtel verloren hat. 


Jeder Beſitzer eines deichpflichtigen, zu einem bäuerlichen Gemeinde⸗ 
bezirke gehörigen Grundſtückes hat für jede volle zwanzig Morgen Eine Stimme; 
die Beſitzer kleinerer Flachen koͤnnen ſich zur gemeinſamen Abgabe der Stimme 
vereinigen, fo daß für je zwanzig Morgen von den Beſitzern dieſer Flaͤche 
Eine Stimme abgegeben wird. 

Auch Pfarren, Kirchen, Schulen und andere moraliſche Perſonen, des⸗ 
gleichen Frauen und Minderjaͤhrige, haben Stimmrecht fuͤr ihre deichpflichtigen 
Grundſtücke und dürfen daſſelbe durch ihre geſetzlichen Vertreter oder durch 
Bevollmaͤchtigte ausuͤben. 

Gehoͤrt ein Gut mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur Einer 
derſelben im Auftrage der uͤbrigen das Stimmrecht ausuͤben. 

Nach Feſtſtellung des Kataſters bleibt es dem Miniſter für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten vorbehalten, nach Anhoͤrung des Deichamtes 
und der Regierung die Wahlbezirke und das Stimmenverhaͤltniß in denſelben 

abzuaͤndern. 5 


1 


$. 15. | | 
Die Liſte und Stimmenzahl der Wähler jedes Wahlbezirks wird mit 


8 8 Huͤlfe der Gemeindevorſteher vom Deichhauptmann und bis dahin, daß dieſer 


gewaͤhlt iſt, von einem Kommiſſarius der Regierung zuſammengeſtellt, und 
zwar, ſo lange das Deichkataſter nicht feſtgeſtellt iſt, auf Grund der H. 6. 
allegirten Flaͤchenzuſammenſtellung des Feldmeſſers Knick oder auf Grund der 
neuen, etwa inzwiſchen beendeten Vermeſſung. 

Den Wahlkommiſſarius ernennt die Regierung. 

Die Nachweiſung der Stimmenzahl wird vierzehn Tage lang in einem 
zur Öffentlichen Kenntniß gebrachten Lokale im Wahlbezirke offen gelegt. 
Waͤhrend dieſer Zeit kann jeder Wahlberechtigte Einwendungen gegen die 
Richtigkeit der Stimmenzahl bei dem Wahlkommiſſarius erheben. Die Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die Einwendungen und die Pruͤfung der Wahlen ſteht dem 
Deichamte zu. g 


. 6. 
Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, ſowie in Betreff der Ver⸗ 


0 pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften über die Gemeinde⸗ 


wahlen analogiſch anzuwenden. 5 
bes), i H. 17. 


* 


Der Stellvertreter nimmt in Krankhei 
Repraͤſentanten deſſen Stelle ein und tritt für 
ſeiner Wahlzeit ſtirbt, den Grundbeſitz in der Niederung aufgi 
bleibenden Wohnſitz an einem entfernteren Orte waͤhlt. 977 


Die allgemeinen Beſtimmungen fuͤr kuͤnftig zu erlaſſende Deichſtatute 
vom 14. November 1853. (Geſetz⸗Samml. vom Jahre 1853. S. 935. ff.) 
ſollen für. den Marienwalde⸗Alt⸗Lausker Deichverband Gültigkeit haben, inſo⸗ 
fern ſie nicht in dem vorſtehenden Statute abgeaͤndert ſind. f 


9. 19. ei 5 50 
Auaͤnderungen dieſes Deichſtatutes koͤnnen nur unter landes herrlicher Ge⸗ 
nehmigung erfolgen. 133 15 ent 25 1 
Aulkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
ER Königlichen Inſiegel. an x 
Geegeben Berlin, den 10. April 1865, 


. S.) Wilhelm, 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Rebigirt im Bäreau des Staats⸗Miniſteriums. 


x Berlin N gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
; (R. v. Decker). 5 


